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187. Kundmachung:  Geltungsbereich des Ubereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des
Vertrags iiber die Europiische Union iiber die Auslieferung zwischen den
Mitgliedstaaten der Européischen Union

187. Kundmachung der Bundeskanzlerin betreffend den Geltungsbereich des
Ubereinkommens auf Grund von Artikel K.3 des Vertrags iiber die Europiische Union
iiber die Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten der Européiischen Union

Nach Mitteilungen des Generalsekretirs des Rates der Europdischen Union haben folgende weitere
Staaten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Ubereinkommen auf Grund von Artikel K.3 des
Vertrags iiber die Europdische Union iiber die Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten der
Europédischen Union (BGBI. III Nr. 143/2001, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBI. III
Nr. 79/2006) hinterlegt und hiebei die Anwendung des Ubereinkommens gemiB seinem Artikel 18
Absatz 4 erklart:

Datum der Hinterlegung der

Staaten: Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:
Italien 7. August 2019

Polen 19. April 2006

Slowenien 17. April 2007

Anlésslich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben diese Staaten
nachstehende Vorbehalte erklért bzw. folgende weitere Erklarungen abgegeben:

Italien

Artikel 5 — Politische strafbare Handlungen

,»Die Italienische Republik erklért, dass sie Artikel 5 Absatz 1 nur im Zusammenhang mit strafbaren
Handlungen nach den Artikeln 1 und 2 des Europdischen Ubereinkommens zur Bekdmpfung des
Terrorismus und den Straftatbestand der Verabredung einer stratbaren Handlung oder der Beteiligung an
einer kriminellen Vereinigung erfiillenden Handlungen, die dem in Artikel 3 Absatz 4 beschriebenen
Verhalten entsprechen und die darauf gerichtet sind, eine oder mehrere strafbare Handlungen nach den
Artikeln 1 und 2 des Europdischen Ubereinkommens zur Bekdmpfung des Terrorismus zu begehen,
anwendet.*

Artikel 7 — Auslieferung eigener Staatsangehoriger

,,Die Italienische Republik bewilligt die Auslieferung eigener Staatsangehoriger unter der Bedingung
der Gegenseitigkeit.*
Artikel 12 — Weiterlieferung an einen anderen Mitgliedstaat

,Die Italienische Republik erklirt gemd3 Artikel 12 Absatz 2, dass Artikel 15 des Européischen

Auslieferungsiibereinkommens weiterhin anwendbar ist, es sei denn, dass die betreffende Person ihrer
Weiterlieferung an einen anderen Mitgliedstaat zustimmt.*

Artikel 13 — Zentrale Behorde und Ubermittlung von Unterlagen per Fernkopie

,Zentrale Behorde im Sinne des Artikels 13 ist das Ministerium der Justiz.*
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Polen

Nach Artikel 5 Absatz2 des Ubereinkommens erklirt die Republik Polen, dass sie Artikel 5
Absatz 1 nur im Zusammenhang mit strafbaren Handlungen nach Artikel 1 und 2 des Europiischen
Ubereinkommens zur Bekidmpfung des Terrorismus und den Straftatbestand der Verabredung einer
strafbaren Handlung oder der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung erfiillenden Handlungen, die
dem in Artikel 3 Absatz 4 des Ubereinkommens beschriebenen Verhalten entsprechen und die darauf
gerichtet sind, eine oder mehrere strafbare Handlungen nach Artikel 1 und 2 des Europiischen
Ubereinkommens zur Bekiimpfung des Terrorismus zu begehen, anwendet.

Nach Artikel 6 Absatz 3 des Ubereinkommens erklirt die Republik Polen, dass sie die Auslieferung
wegen fiskalischer strafbarer Handlungen nur wegen Handlungen bewilligt, die stratbare Handlungen auf
dem Gebiet der Verbrauchsteuern, der Mehrwertsteuer oder des Zolls darstellen konnen.

Nach Artikel 7 Absatz 2 des Ubereinkommens erklirt die Republik Polen, dass Artikel 55 Absatz 1
ihrer Verfassung die Auslieferung polnischer Staatsangehdriger verbietet und Polen somit entsprechenden
Auslieferungsersuchen in keinem Fall stattgibt.

Nach Artikel 12 Absatz 2 des Ubereinkommens erklirt die Republik Polen, dass sie Artikel 15 des
Europdischen Auslieferungsiibereinkommens weiterhin anwenden wird, es sei denn, dass Artikel 13 des
Ubereinkommens iiber das vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der
Européischen Union etwas anderes bestimmt oder dass die betreffende Person ihrer Weiterlieferung an
einen anderen Mitgliedstaat zustimmt.

Nach Artikel 13 Absatz2 des Ubereinkommens erklirt die Republik Polen, dass sie das
Justizministerium als zentrale Behorde benennt, die beauftragt ist, die Auslieferungsersuchen und die in
Artikel 13 Absatz 1 genannten Unterlagen zu libermitteln und in Empfang zu nehmen.

Slowenien

In Bezug auf Artikel 7 Absatz 2 erklart die Republik Slowenien im Einklang mit Artikel 47 der
Verfassung der Republik Slowenien, dass sie keine Staatsangehdrigen der Republik Slowenien ausliefern
wird.

In Bezug auf Artikel 3 Absatz 3 behilt sich die Republik Slowenien das Recht vor, Artikel 3
Absatz 1 in Féllen, in denen die dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegende strafbare Handlung keine
Straftat im Sinne der Rechtsvorschriften der Republik Slowenien darstellt, nicht anzuwenden.

Gemidl3 Artikel 12 Absatz 2 erkliart die Republik Slowenien, dass Artikel 15 des Europdischen
Auslieferungsiibereinkommens weiterhin anwendbar ist, es sei denn, dass das Ubereinkommen iiber das
vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der Europidischen Union etwas
anderes bestimmt oder dass die betreffende Person ihrer Weiterlieferung an einen anderen Mitgliedstaat
zustimmt.

GemiB Artikel 13 Absatz 2 erklért die Republik Slowenien, dass das Ministerium der Justiz der
Republik Slowenien die fiir die Ubermittlung und den Empfang von Auslieferungsersuchen und der
erforderlichen Beweisunterlagen zustindige zentrale Behorde ist.

Gemal Artikel 14 erklart die Republik Slowenien, dass in ihren Beziehungen zu anderen
Mitgliedstaaten, die die gleiche Erklarung abgegeben haben, die Justizbehérden oder anderen zustidndigen
Behorden dieser anderen Mitgliedstaaten ihre Justizbehorden oder anderen zustindigen Behorden
gegebenenfalls unmittelbar um die in Artikel 13 des Europidischen Auslieferungsiibereinkommens
vorgesehene Ergidnzung der Unterlagen ersuchen konnen.

Der Generalsekretir des Rates der Europaischen Union hat ferner mitgeteilt, dass die Niederlande'
am 8. Februar 2006 ihre gemédB Artikel 18 Absatz 3 abgegebene Erkldrung betreffend die vorldufige
Anwendung des Ubereinkommens zuriickgenommen haben.

Bierlein

1 Kundgemacht in BGBI. III Nr. 143/2001.

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2019-10-23T13:10:17+02:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	Italien
	Polen
	Slowenien

		2019-10-23T13:10:17+0200
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




